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1 
Rehabilitationsinteresse des Steuer-
pflichtigen im Steuerstrafverfahren 

Kernaussage 

Grundsätzlich hat das Auskunftsersuchen der Finanzbe-

hörden keine diskriminierende Wirkung. Rechtswidrig ist 

aber ein Auskunftsersuchen der Steuerfahndung im steuer-

lichen Ermittlungsverfahren, durch das der Eindruck er-

weckt wird, es werde trotz Einstellung des Strafermittlungs-

verfahrens weiter wegen des Verdachts der Steuerhinter-

ziehung ermittelt. Die Rechtswidrigkeit ist insbesondere 

dann gegeben, wenn hierdurch das Ansehen des Steuer-

pflichtigen erheblich gefährdet wird und mit einem Aus-

kunftsersuchen durch die Veranlagungsstelle ein milderes 

Mittel zur Verfügung gestanden hätte. 

Sachverhalt 

Der Kläger erzielte u. a. für seine leitende Tätigkeit im Ver-

ein Einkünfte aus selbstständiger Arbeit. Das beklagte 

Finanzamt leitete gegen ihn ein steuerstrafrechtliches Er-

mittlungsverfahren wegen des Verdachts der Steuerhinter-

ziehung ein, in dessen Rahmen auch die Vereinsräume 

durchsucht wurden. Obwohl das Verfahren eingestellt wur-

de, forderte die Steuerfahndung den Verein schriftlich auf, 

in dem steuerlichen Ermittlungsverfahren gegen den Kläger 

Auskünfte über die für den Kläger geführten Konten zu 

erteilen. Gegen dieses Auskunftsersuchen richtet sich die 

Klage, die zunächst vom Finanzgericht abgewiesen wurde. 

Entscheidung 

Die Der Bundesfinanzhof (BFH) hingegen gab dem Kläger 

Recht, denn das Auskunftsersuchen ist unverhältnismäßig 

und deshalb rechtswidrig. Ein erheblicher Eingriff in die 

Persönlichkeitssphäre des Steuerpflichtigen liegt dann vor, 

wenn das Auskunftsersuchen als Fortsetzung des unzutref-

fenden Vorwurfs der Steuerhinterziehung verstanden wer-

den kann. Das ist vorliegend der Fall, zumal der Verein 

davon Kenntnis hatte, dass gegen den Kläger wegen Steu-

erhinterziehung ermittelt wurde. Die doppelfunktionalen 

Aufgabenbereiche der Steuerfahndung, Steuerstraftaten zu 

erforschen und die Besteuerungsgrundlagen zu ermitteln, 

sind dem Rechtsunkundigen nicht geläufig. Verhältnismä-

ßig wäre daher, dass ein Auskunftsersuchen von der Ver-

anlagungsstelle gestellt wird. Vorliegend werden bei dem 
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Verein im Ergebnis Zweifel an der persönlichen Integrität 

des Klägers begründet. 

Konsequenz 

Das Urteil des BFH ist zu begrüßen, denn es erteilt der 

Vorgehensweise der Instrumentalisierung des Strafrechts 

in Steuerstrafverfahren zum Zwecke der Steuererhebung 

eine klare Absage. Strafverfahren und Steuerermittlungs-

verfahren sind danach sauber zu trennen. 

2 
Wann ist Wiedereinsetzung bei Klage 
per Mail ohne Signatur zulässig? 

Kernfrage 

Die Klageerhebung zum Finanzgericht per E-Mail ist ohne 

qualifizierte elektronische Signatur formunwirksam. Aller-

dings kann dieser Mangel beseitigt werden, da grundsätz-

lich Wiedereinsetzung in den vorigen Stand möglich ist. 

Sachverhalt 

Die Kläger machten in ihrer Einkommensteuererklärung 

2008 verschiedene Aufwendungen geltend, die das Fi-

nanzamt nicht berücksichtigte. Die Kläger erhoben Ein-

spruch, der mit Datum vom 6.5.2010 als unbegründet zu-

rückgewiesen wurden. Nach der der Einspruchsentschei-

dung beigefügten Rechtsbehelfsbelehrung ist die Klage 

schriftlich einzureichen. Am 4.6.2010 ging die Klage beim 

zuständigen Finanzgericht Neustadt per E-Mail ohne elekt-

ronische Signatur ein. Daraufhin teilte das Gericht mit, die 

Klage sei nicht ordnungsgemäß erhoben worden. An-

schließend erhoben die Kläger am 14.6.2010 nochmals per 

unterschriebenem Telefax Klage. 

Entscheidung 

Das Finanzgericht bejahte daraufhin die Zulässigkeit der 

Klage. Das Urteil ist allerdings noch nicht rechtskräftig. 

Mangels elektronischer Signatur war die Klage per E-Mail 

nicht formgerecht. Die anschließende Klage per Fax erfolg-

te zu spät. Jedoch ist Wiedereinsetzung in den vorigen 

Stand zu gewähren. Dies bedeutet, dass die Klage im Er-

gebnis nicht zu spät erfolgte und nun in der Sache über die 

Berücksichtigung der Aufwendungen entschieden werden 

kann. Das Finanzgericht gewährte die Wiedereinsetzung, 

da die Kläger ohne Verschulden die Frist verpassten. Denn 

als steuerliche Laien konnten sie aus der Rechtsbehelfsbe-

lehrung nicht erkennen, dass das Schriftstück aufgrund der 

Schriftform mit einer eigenen Unterschrift oder einer qualifi-

zierten elektronischen Signatur versehen sein muss. Au-

ßerdem akzeptiert die Finanzverwaltung Rheinland-Pfalz 

bei einer ähnlichen Rechtsbehelfsbelehrung auch Einsprü-

che per E-Mail ohne qualifizierte elektronische Signatur. 

Daher kann der Laie nicht ohne Weiteres erkennen, dass 

dies bei der anschließenden Klage anders ist. 

 

Konsequenz 

Die Entscheidung zeigt, dass man in manchen Fällen ein 

Fristversäumnis noch retten kann. Entspannter lebt es sich 

jedoch, wenn man wichtige Angelegenheiten, wie z. B. eine 

Klage, klassisch per Post einreicht. 

3 

Tauschähnliche Umsätze zwischen 
Verleger und Zeitschriftenherausge-
ber 

Kernaussage 

Unternehmer schulden Umsatzsteuer nicht nur, wenn Geld 

fließt. Handelt es sich um einen Tausch oder tauschähnli-

chen Umsatz, so besteht die Gegenleistung für eine Leis-

tung in einer Lieferung oder Dienstleistung. In der Praxis 

wird dies häufig übersehen und führt zu unangenehmen 

Überraschungen bei Betriebsprüfungen. 

Sachverhalt  

Ein Verlag stellte für diverse Ärztekammern die monatli-

chen Kammerzeitschriften her und versandte diese kosten-

los an die jeweiligen Ärzte. Herausgeber der Zeitschriften 

waren die Kammern, die auch für den Inhalt verantwortlich 

waren. Dem Verlag wurde das Recht zugestanden im eige-

nen Namen und auf eigene Rechnung Werbeanzeigen in 

den Zeitschriften zu platzieren. Der Verlag übernahm die 

Kosten der Herstellung und des Versandes der Zeitschrif-

ten. Die Kammern leisteten Zuschüsse zum Druck und 

Versand und erhielten eine prozentuale Beteiligung am 

Anzeigenerlös. Streitig war, ob die Leistung des Verlags als 

tauschähnlicher Umsatz mit Baraufgabe zu behandeln ist 

und wie ggf. die Bemessungsgrundlage dieses Umsatzes 

zu ermitteln ist. 

Entscheidung 

Der Bundesfinanzhof (BFH) teilt die Auffassung, dass ein 

tauschähnlicher Umsatz vorliegt (Gewährung des Rechts 

auf Werbung gegen Lieferung der Zeitschriften). Der Um-

satz bemisst sich nach den gesamten Kosten des Verlags 

für Druck und Versand der Zeitschriften abzüglich der von 

den Ärztekammern geleisteten Zuschüsse. Letztere werden 

in Abzug gebracht, um eine Doppelerfassung zu vermei-

den, da sie schon Bestandteil des Entgelts sind. 

Konsequenz 

Unternehmen, die ähnliche Vereinbarungen treffen, sollten 

immer prüfen, inwieweit diese Umsatzsteuer auslösen. 

Hierbei ist hilfreich, wenn der Grundsatz beachtet wird, 

dass Kaufleute sich nichts schenken. Problematisch und für 

viele schwer verständlich, ist die Ermittlung der Bemes-

sungsgrundlage beim Tausch oder bei tauschähnlichen 

Umsätzen. Wer Klarheit schaffen will, sollte darauf verzich-

ten und dafür sorgen, dass die erbrachten Leistungen ge-

genseitig in Rechnung gestellt werden. 
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Kernaussage 

Spenden an gemeinnützige Körperschaften werden steuer-

lich gefördert, in dem sie im Rahmen der Steuerveranla-

gung eine steuermindernde Berücksichtigung finden. Vo-

raussetzung hierfür ist die Vorlage einer ordnungsgemäßen 

Zuwendungsbestätigung. 

Neues BMF-Schreiben 

Die Finanzverwaltung hat ihre verbindlichen Muster für 

Zuwendungsbestätigungen überarbeitet. Dabei sind die 

Wortwahl und die Reihenfolge der vorgegebenen Textpas-

sagen in den Mustern beizubehalten. Umformulierungen 

sind unzulässig. Im Einzelnen gilt folgendes: Auf der Zu-

wendungsbestätigung dürfen weder Danksagungen noch 

Werbung angebracht werden; entsprechende Texte sind 

jedoch auf der Rückseite zulässig. Die Zuwendungsbestä-

tigung darf die Größe einer DIN A 4-Seite nicht überschrei-

ten. Für Sach- und Barspenden sind unterschiedliche Mus-

ter zu verwenden. Es bestehen keine Bedenken, wenn der 

Zuwendungsempfänger alle ihn betreffenden steuerbe-

günstigten Zwecke nennt. Die Kenntnismachung des kon-

kret mit der Spende finanzierten Zwecks ist nicht erforder-

lich. 

Konsequenz 

Die neuen Muster für Zuwendungsbestätigungen stehen 

als ausfüllbare Formulare unter https://www.formulare-

bfinv.de zur Verfügung. Ab dem 1.1.2013 sind die neuen 

Muster zwingend zu verwenden; bis dahin akzeptiert die 

Finanzverwaltung auch noch Zuwendungsbestätigungen 

nach den alten Mustern. 

5 Neues zum Sponsoring 

Kernaussage 

Sponsoringverträge bergen erhebliche steuerliche Risiken. 

Sofern der Sponsor für die gewährte Zuwendung eine un-

mittelbar hiermit zusammenhängende Gegenleistung er-

hält, ist die Umsatzsteuer zu beachten. 

Neue Verwaltungsanweisung 

Laut Bundesfinanzministerium (BMF) unterliegen Zuwen-

dungen des Sponsors beim Empfänger nicht der Umsatz-

steuer, sofern dieser lediglich auf die Unterstützung durch 

den Sponsor hinweist, z. B. auf Plakaten oder der Internet-

seite. Hierbei kann der Name, das Emblem oder das Logo 

des Sponsors verwendet werden. Dem gegenüber führt 

jedoch die besondere Hervorhebung des Sponsors bzw. 

die Verlinkung zu dessen Internetseite zu steuerbaren 

Leistungen. 

Konsequenz 

Es ist ein schmaler Grat zwischen steuerbarer und nicht 

steuerbarer Leistung auf dem der Empfänger des Sponso-

rings wandelt. Eine Verlinkung zu den Internetseiten des 

Sponsors kann, falls nicht gewünscht, verhindert werden. 

Die Unterscheidung zwischen dem Hinweis auf den Spon-

sor auf einem Plakat und dessen besonderer Hervorhe-

bung dürfte hingegen in der Praxis nicht immer einfach 

sein. 

6 
Eltern können kosten für                    
2-sprachigen Kindergarten abziehen 

Kernproblem 

Kinderbetreuungskosten werden steuerlich mit bis zu 4.000 

EUR je Kind gefördert und sind nicht (wie das Eltern sonst 

oft vom Finanzamt zu hören bekommen) mit dem Kinder-

geld bzw. Kinderfreibetrag abgegolten. Ab dem Jahr 2012 

ist die Unterscheidung zwischen erwerbsbedingten und 

privaten Betreuungskosten entfallen und ein Abzug nur 

noch als Sonderausgaben möglich. Schon immer Bestand 

hatte die Einschränkung, dass Aufwendungen für Unter-

richt, die Vermittlung besonderer Fähigkeiten sowie für 

sportliche und andere Freizeitbetätigungen nicht gefördert 

werden. In einem Verwaltungserlass nennt die Finanzver-

waltung Schulgeld, Nachhilfe oder Fremdsprachenunter-

richt als negative Beispiele. Werden Kinder in einem mehr-

sprachig geführten Kindergarten betreut, kann es schon 

einmal Abgrenzungsprobleme geben. 

Sachverhalt 

Eltern ließen ihre Kinder in einem städtischen Kindergarten 

betreuen, der neben deutschen Erzieherinnen auch franzö-

sische Sprachassistentinnen beschäftigte. Die Methodik 

sah vor, dass die Erzieherinnen mit den Kindern aus-

schließlich deutsch, die Sprachassistentinnen ausschließ-

lich (ohne Lehrplan) französisch sprachen. In Planung, 

Durchführung und Auswertung der pädagogischen Aufga-

ben arbeiteten die Erzieherinnen und Sprachassistentinnen 

partnerschaftlich und gleichberechtigt zusammen. Während 

die Erzieherinnen bei der Stadt angestellt waren, wurden 

die Sprachassistentinnen von einem Verein zur Förderung 

der französischen Sprache und Kultur gestellt, an den die 

Eltern eine gesonderte Vergütung zahlten. Mit Begründung 

auf die Nichtabziehbarkeit von Unterrichtskosten versagte 

das Finanzamt den Abzug der an den Verein geleisteten 

Aufwendungen. 

Entscheidung 

Wie das Finanzgericht entschied auch der Bundesfinanzhof 

zugunsten der Eltern. Der Begriff der Kinderbetreuung sei 

weit zu verstehen und umfasse nicht nur die behütende 

und beaufsichtigende Betreuung, sondern auch die päda-

gogisch sinnvolle Gestaltung der in Kindergärten und ähnli-

chen Einrichtungen verbrachten Zeit. Der Bildungsauftrag 

dieser Einrichtungen hindere den vollständigen Abzug der 

4 
Zuwendungsbestätigung: neue Mus-
ter ab 01.01.2013 
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von den Eltern geleisteten Beiträge und Gebühren grund-

sätzlich nicht. Etwas anders gelte dann, wenn die Dienst-

leistungen in einem regelmäßig organisatorisch, zeitlich 

und räumlich verselbständigten Rahmen stattfänden und 

die vom Leistungserbringer während der Unterrichtszeit 

ausgeübte Aufsicht über das Kind und damit die behütende 

Betreuung gegenüber der Vermittlung der besonderen 

Fähigkeiten als dem Hauptzweck der Dienstleistung in den 

Hintergrund rücke. 

Konsequenz 

Die bilinguale Kita liegt voll im Trend und kann mit Steuer-

vorteilen für die Eltern werben (zumindest solange es "un-

organisiert und ohne Konzept" zugeht). 

7 Schulessen und Umsatzsteuer 

Kernaussag 

Schulessen soll gut und günstig sein. Es stößt daher all-

gemein auf Unverständnis, wenn hierfür Umsatzsteuer 

abzuführen ist. 

Auffassung des BMF 

Das Bundesfinanzministerium (BMF) hat aktuell in einer 

Pressemitteilung in groben Zügen dargestellt, unter wel-

chen Bedingungen Schulessen steuerfrei bzw. zum ermä-

ßigten Steuersatz (7 %) an die Schüler abgegeben werden 

kann. Steuerfrei ist das Schulessen, wenn die Abgabe der 

Speisen und Getränke durch eine gemeinnützige Einrich-

tung erfolgt, die einem Wohlfahrtsverband als Mitglied 

angeschlossen ist. Ferner kommt eine Steuerbefreiung für 

Personen und Einrichtungen in Betracht, die überwiegend 

Jugendliche für Erziehungs-, Ausbildungs- oder Fortbil-

dungszwecke aufnehmen. Es ist nicht erforderlich, dass 

den Jugendlichen Unterkunft und volle Verpflegung ge-

währt wird. Unter diese Befreiung fallen auch Schulen, 

allerdings muss die Verpflegungsleistung durch den Schul-

träger erfolgen. Erfolgt die Lieferung der Speisen durch 

eine gemeinnützige Körperschaft im Rahmen ihres Zweck-

betriebes, unterliegt dies dem ermäßigten Steuersatz. Als 

Beispiel führt das BMF hier die Grundversorgung der Schü-

ler mit Essen durch gemeinnützige Mensa- bzw. Schulför-

dervereine an. Wird das Essen allerdings durch Dritte, z. B. 

Cateringunternehmen, bereitgestellt, kommt eine Steuerbe-

freiung nicht in Betracht. Der ermäßigte Steuersatz greift 

dann nur, wenn der Caterer lediglich Lebensmittel liefert. 

Konsequenz 

Es ist ersichtlich, dass die Umsatzbesteuerung des Schul-

essens wesentlich davon abhängt, von wem es angeboten 

wird. Ein und dasselbe Schulessen kann je nach Konstella-

tion steuerfrei sein bzw. der Umsatzsteuer zu 7 % oder 19 

% unterliegen. Ursächlich hierfür ist das im Bereich der 

Steuerbefreiungen bzw. -ermäßigungen unsystematische 

und komplexe Umsatzsteuergesetz (UStG). Insgesamt 

vermittelt die Pressemitteilung den Eindruck, dass Schul-

essen regelmäßig begünstigt ist. Dies ist jedoch nicht ganz 

korrekt. Soweit die Bereitstellung des Schulessen z. B. von 

Caterern übernommen wird, dürfte dies angesichts der 

jüngsten Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs 

(EuGH) sowie des Bundesfinanzhofs (BFH) fast immer dem 

Regelsteuersatz (19 %) unterliegen. Den Verantwortlichen 

einer Schule, die das Schulessen organisieren, kann daher 

nur geraten werden sich hier steuerlich beraten zu lassen, 

um nicht letztendlich selbst für Fehler gerade stehen zu 

müssen. 

8 

Kommunale Kindertagesstätten be-
gründen einen Betrieb gewerblicher 
Art 

Kernproblem 

Kindertagesstätten (Kitas) werden vielfach von Kommunen 

als Ausfluss ihres hoheitlichen Tätigwerdens betrieben. 

Aufgrund des Wettbewerbs mit privat betriebenen Kitas ist 

fraglich, ob kommunale Kitas weiterhin dem hoheitlichen 

Bereich der Kommunen zuzuordnen sind. 

Sachverhalt 

Eine Stadt unterhält als Trägerin der öffentlichen Jugendhil-

fe eigene Kitas, die sie als steuerlich nicht relevanten Ho-

heitsbetrieb behandelte. Das Finanzamt sah darin einen 

Betrieb gewerblicher Art; es schätzte einen Gewinn von 

5.000 EUR und setzte Körperschaftsteuer in Höhe von 291 

EUR fest. Hiergegen klagte die Stadt und verlor. 

Entscheidung 

Nach Ansicht des Bundesfinanzhofs (BFH) unterhält die 

Stadt mit den Kitas einen Betrieb gewerblicher Art. Unab-

hängig vom sozialpolitischen und -rechtlichen Förderungs-

auftrag ist maßgeblich darauf abzustellen, dass die kom-

munalen Kitas in einem Anbieter- und Nachfragewettbe-

werb zu anderen Kitas stehen. Die notwendige Einnahme-

erzielungsabsicht ist durch die eingeforderten Elternbeiträ-

ge gegeben. 

Konsequenz 

Die Aufgrund des zentralen Wettbewerbsgedanken im 

Steuerrecht ist die Behandlung als Betrieb gewerblicher Art 

sachgerecht. Umfassende Steuerzahlungen sind für diese 

Betriebe aber nicht zu befürchten. Regelmäßig ist der Kita-

Betrieb gewerblicher Art von der Umsatzsteuer befreit; 

ertragsteuerlich liegt ein Zweckbetrieb vor, sofern der Kita-

Betrieb gewerblicher Art eine gemeinnützige Satzung er-

hält. Kommunale Träger werden auf das Urteil reagieren 

müssen. Zielführend kann eine gemeinnützige Satzung für 

die Kita-Betriebe sein. 
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9 
Brennpunkt - Facebook im Arbeits-
recht 

Kernfrage 

Soziale Netzwerke sind aus dem heutigen Leben nicht 

mehr wegzudenken. Allerdings stellen diese Netzwerke 

keinen rechtfreien Raum dar. Beleidigungen und ehrverlet-

zende Äußerungen in sozialen Netzwerken sind schnell 

geschrieben, wirken aber nach. Gerade im Arbeitsrecht 

stellen solche Äußerungen zunehmend den Ausgangs-

punkt für Rechtsstreiten dar, die in der Regel darüber ge-

führt werden, ob Äußerungen bei Facebook zur Kündigung 

führen können. 2 jüngere, nur Tage auseinanderliegende 

Entscheidungen des Arbeitsgerichts Duisburg einerseits 

und des Landesarbeitsgerichts Hamm andererseits zeigen, 

wie unterschiedlich die Gericht mit Facebook umgehen 

bzw. wie unklar die Rahmenbedingungen noch sind. 

Sachverhalt 

In dem vom Arbeitsgericht Duisburg zu entscheidenden 

Fall wurde der Kläger, der eine Vielzahl von Kollegen als 

Facebook-Freunde hatte, von Kollegen beim Arbeitgeber 

zu Unrecht denunziert. Diese Kollegen bezeichnete er auf 

seiner Facebook-Seite ohne namentliche Nennung als 

"Speckrollen" und "Klugscheißer". Daraufhin kündigte der 

Arbeitgeber das Arbeitsverhältnis. In dem beim Landesar-

beitsgericht Hamm anhängigen Fall trug ein 26jähriger 

Auszubildender in einem Medienunternehmen auf seinem 

Facebook-Profil unter der Rubrik "Arbeitgeber" Folgendes 

ein: "Menschenschinder und Ausbeuter, Leibeigener Bo-

chum, daemliche Scheiße fuer Mindestlohn -20 %". Da-

raufhin kündigte der Arbeitgeber das Ausbildungsverhältnis 

fristlos. 

Entscheidung 

Das Arbeitsgericht Duisburg hielt die Kündigung im ersten 

Fall für unwirksam. Zur Begründung führte es an, die Belei-

digungen "Speckrolle" und "Klugscheißer" seien im Affekt 

vor dem Hintergrund der falschen Denunziation erfolgt. 

Zudem habe der Kläger keinen Kollegen namentlich ge-

nannt. Das Landesarbeitsgericht Hamm hielt die fristlose 

Kündigung des Auszubildenden im zweiten Fall auch ohne 

vorherige Abmahnung für zulässig. Da die Äußerungen 

einer Vielzahl von Personen im Internet zugänglich gewe-

sen seien, habe der Kläger nicht davon ausgehen dürfen, 

dass diese keine Auswirkungen auf das Ausbildungsver-

hältnis haben würden. Auch die Besonderheiten des Aus-

bildungsverhältnisses stünden einer fristlosen Kündigung 

nicht entgegen, da der 26jährige Kläger seine Äußerungen 

ausreichend hätte reflektieren können. 

Konsequenz 

Die Entscheidungen zeigen, wie unterschiedlich die Recht-

sprechung noch mit sozialen Netzwerken umgeht. Fest 

steht insoweit lediglich, dass Äußerungen in solchen Netz-

werken über Äußerungen im Kollegenkreis hinaus gehen, 

weil sie einer Vielzahl von außenstehenden Personen zu-

gänglich sind. Deshalb sind grobe Beleidigungen auch 

geeignet, Kündigungen - auch fristlose - zu rechtfertigen. 

10 
Ehrenamt begründet keine Arbeit-
nehmereigenschaft 

Kernfrage 

Eine Vielzahl von Tätigkeiten wird von Ehrenämtlern aus-

geübt. Dabei sind die Grenzen zwischen ehrenamtlicher 

Tätigkeit und einer abhängigen Beschäftigung oft fließend. 

Steuerlich und sozialversicherungsrechtlich gelten beson-

dere Verdienstgrenzen. Das Bundesarbeitsgericht (BAG) 

hatte kürzlich über die Abgrenzung zwischen Arbeitsver-

hältnis und Ehrenamt aus arbeitsrechtlicher Sicht zu ent-

scheiden. 

Sachverhalt 

Die Klägerin war über lange Jahre bei einer karitativen 

Einrichtung als ehrenamtliche Telefonseelsorgerin tätig. Sie 

erhielt hierfür eine Unkostenentschädigung von 30 EUR im 

Monat. Die Einrichtung beschäftigte einen hauptamtlichen 

Seelsorger und eine Vielzahl Ehrenämtler und unterhielt 

hierfür die entsprechenden Räumlichkeiten. Die Tätigkeit 

der Ehrenämtler erfolgte auf der Grundlage von Dienstplä-

nen, in die sie sich monatlich eintrugen. Dabei wurde von 

den Ehrenämtlern erwartet, regelmäßig tätig zu werden. Als 

die Einrichtung die Klägerin von ihrem Dienst entband, 

erhob sie Kündigungsschutzklage und behauptete, Arbeit-

nehmerin der Einrichtung gewesen zu sein. Sie unterlag 

zuletzt vor dem BAG. 

Entscheidung 

Ein Arbeitsverhältnis lag zwischen den Parteien nicht vor. 

Das Gericht stütze die Entscheidung darauf, dass die Tä-

tigkeit der Klägerin nicht auf die Sicherung ihrer Existenz 

gerichtet war. Die ehrenamtliche Ausübung war vielmehr 

Ausdruck ihrer inneren Haltung und dem Wunsch, Men-

schen mit Sorgen und Nöten zu helfen. Deshalb sei auch 

die Vereinbarung der Unentgeltlichkeit zulässig. In der 

Gesamtbewertung bestünden darüber hinaus keine An-

haltspunkte dafür, dass arbeitsrechtliche Schutzvorschriften 

umgangen worden seien. 

Konsequenz 

Die Entscheidung sichert ehrenamtliche Tätigkeit jedenfalls 

dort, wo kein Entgelt gezahlt wird und die Tätigkeit auf das 

Gemeinwohl gerichtet ist. Karitative Einrichtungen können 

davon ausgehen, dass sie nicht Gefahr laufen, die 

Ehrenämtler seien als Arbeitnehmer anzusehen; mit allen 

arbeitsrechtlichen, (lohn)steuerlichen und sozialversiche-

rungsrechtlichen Konsequenzen. Die Entscheidung hätte 

anders ausgehen können, wenn die Einrichtung eine Ent-

schädigung im Bereich einer Vergütung gezahlt hätte. 
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Verjährung der Bescheinigung nach 
§ 4 Nr. 20a UStG 

Rechtslage 

Bestimmte kulturelle Einrichtungen des öffentlichen Rechts 

(z. B. Theater, Orchester etc.) sind steuerbefreit. Für ande-

re Unternehmer, denen bescheinigt wird, dass sie die glei-

chen kulturellen Aufgaben wie die Einrichtungen des öffent-

lichen Rechts erfüllen, gilt die Steuerbefreiung ebenfalls (§ 

4 Nr. 20a UStG). Die entsprechende Bescheinigung wird 

von der zuständigen Landesbehörde ausgestellt. Die Be-

scheinigung kann sowohl von den Unternehmern als auch 

von der Finanzverwaltung beantragt werden. Wird sie er-

teilt, ist die Steuerbefreiung zwingend. Dies ist nicht immer 

von Vorteil, da mit der Steuerbefreiung der Verlust des 

Vorsteuerabzuges einhergeht. Vielen Unternehmern wurde 

dieser Umstand zum Verhängnis, wenn die Finanzverwal-

tung erst Jahre später die Bescheinigung rückwirkend be-

antragt hatte. Die gesamte bis dahin gezogene Vorsteuer 

nebst Zinsen musste dann zurückgezahlt werden. Um 

dieses Problem zu mindern, wurde mit Wirkung vom 

1.1.2011 die rückwirkende Erteilung der Bescheinigung 

zeitlich auf 4 Jahre begrenzt. 

Neue Verwaltungsanweisung 

Das Bundesfinanzministerium (BMF) hat nun zur Neurege-

lung Stellung bezogen. Es erläutert u. a. anhand eines 

Beispiels die Regelung der Verjährung im Hinblick auf die 

Erteilung bzw. Aufhebung der Bescheinigung nach § 4 Nr. 

20a UStG. 

Konsequenz 

Das Schreiben ist von den betroffenen Unternehmern im-

mer dann zu Rate zu ziehen, wenn die Bescheinigung noch 

nachträglich mit Rückwirkung für die Vergangenheit erteilt 

werden soll. Dies wird entweder der Fall sein, wenn der 

Unternehmer selbst noch die Steuerbefreiung zu seinen 

Gunsten geltend machen möchte oder wenn die Finanz-

verwaltung dies zu seinen Ungunsten beabsichtigt. Auf-

grund der Komplexität der Verjährungsregelung sollten 

betroffene Unternehmer trotz des vorliegenden Schreibens 

diesbezüglich steuerlichen Rat einholen. Generell ist aller-

dings zu empfehlen, dass die Unternehmer die Bescheini-

gung schon vor Aufnahme ihrer Tätigkeit beantragen, um 

Rechtssicherheit zu erreichen und seriös kalkulieren zu 

können. Eines Blickes in das vorliegende Schreiben bedarf 

es dann nicht mehr. 

 

Rechtsstand: April 2013 

Alle Informationen und Angaben in diesem BranchenBrief haben 

wir nach bestem Wissen zusammengestellt. Sie erfolgen jedoch 

ohne Gewähr. Diese Information kann eine individuelle Beratung 

im Einzelfall nicht ersetzen. 

 

Für weitere Fragen zu den vorstehenden 
Themen steht Ihnen Herr Steuerberater Hei-
ko Brand gerne zur  
Verfügung. 

 

Heiko Brand, Steuerberater 

Paul-Hartmann-Str. 61, 89522 Heidenheim/Brenz 

Fon 07321 27719-0  -  info@steuerberater-brand.de 

www.steuerberater-brand.de 

Wir möchten unseren Mandanten ein zuverlässiger Partner 

in allen Beratungssituationen sein, sei es bei der Beantwor-

tung von Spezialfragen oder auch bei der Lösung komple-

xer Probleme. 

Unsere Beratungsschwerpunkte liegen in den Bereichen  

 Steuerberatung  

 Firmenumstrukturierungen 

 Sanierungen / Sanierungsgutachten 

 Unternehmens- und Wirtschaftsberatung 

 Coaching für Unternehmer 

Sprechen Sie uns an

 


